
(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt nicht nach-
treten!)

Ein letztes Mal also wollen Sie uns belehren, wie man 
Missstände auf sozialistische Art behebt. Es ist immer 
dasselbe Muster. Auch die in der Ampel gefangene 
FDP folgt diesem Muster. Es wird einfach mehr Staats-
geld ausgegeben – Sozialisten sagen immer: in die Hand 
genommen –

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der LINKEN)

und gar nicht erst erklärt, woher man es denn nehmen 
will. Es soll also die Bundesförderung für Kindergärten 
„verlängert und aufgestockt“ werden, und zwar gleich um 
2 bis 4,5 Milliarden Euro. Gleichzeitig sollen sämtliche 
Gebühren abgeschafft und vom Staat übernommen wer-
den: weitere 5 bis 9,5 Milliarden Euro. Und noch einmal 
1 Milliarde Euro soll als Sondervermögen gebildet wer-
den. Aber wir wissen doch: Das sind natürlich Sonder-
schulden.

Und – nicht zu vergessen – der Lohn der Erzieher sei 
zu niedrig. Das ist zwar richtig, aber die sozialistische 
Lösung heißt, „der Bund“ solle eine Aufwertung des 
Berufsfeldes „unterstützen“. Im Klartext: Auch da soll 
der Staat gerne kräftig noch was draufsetzen. „Wünsch 
dir was“ oder Pippi Langstrumpfs Welt, wie sie dir ge-
fällt – das alles ohne Gegenfinanzierung und bei geringer 
werdenden Steuereinnahmen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Themensetzung!)

Wie wäre es denn, liebe Linke, wenn wir die Nachfrage 
verringerten? Hinreichende Plätze in den Einrichtungen 
sind doch ohnehin nicht da.

Wie wäre es denn, wenn wir den Eltern und Großeltern 
für die eigene Betreuung ihrer Kinder und Enkel den 
Geldbetrag zur Verfügung stellten, den ein Kindergarten-
platz kostet

(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Genau!)

– Frau Hennig, genau –, also 500 Euro im Monat? Viele 
von ihnen wären dann bereit, den Platz nicht in Anspruch 
zu nehmen; und das wäre kostenneutral.

(Anke Hennig [SPD]: Schön die Mutter an den 
Herd!)

Wie wäre es denn, Frau Hennig, die Motivation der 
Erzieher zu steigern, indem wir ihnen den Stress nehmen, 
der durch völlig heterogene Gruppen entsteht,

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommt’s! Achtung! Anlauf und 
…!)

insbesondere was die Kenntnisse der deutschen Sprache 
angeht? Wir haben doch von Herrn Edelhäußer gerade 
gehört, wie er sich die Lösung vorstellt, nämlich Erzieher 
mit schwächeren Kenntnissen einzusetzen.

(Zuruf der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wie wäre es denn, die Familien endlich steuerlich zu 
entlasten? Das könnte immerhin dazu führen, dass sie 
genug Geld hätten, um kleine Kinder selbst zu betreuen.

Ja, das sind für Sie, liebe Linke, Gedanken aus einer 
anderen Welt. Aber ich kann Ihnen versichern: Im Unter-
schied zu Ihrer Fraktion wird diese Welt nicht scheitern.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Schon lächerlich! – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Peinlich!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Matthias Seestern-Pauly, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Matthias Seestern-Pauly (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Letzte 
Woche habe ich ein Schreiben aus einer Einrichtung mei-
nes Wahlkreises erhalten, in dem mitgeteilt wird, dass die 
Zettelwirtschaft in der Kommunikation zwischen Kita 
und Eltern ausläuft und stattdessen zukünftig eine App 
genutzt werden soll. Das finde ich erst einmal richtig gut, 
da es eine Entlastung für die Eltern, vor allem aber eine 
Entlastung für die Fachkräfte bedeutet. Was ich aber 
wirklich als krass empfunden habe, war ein Beispiel in 
dem Schreiben, wofür die Anwendung vor allem genutzt 
werden soll. Dort heißt es – Zitat –: Nach einer Über-
gangsphase werden wir die App nutzen für unter anderem 
Eilmeldungen zu Krankheiten – okay, nachvollziehbar –, 
Einkürzung von Öffnungszeiten und Gruppenschließun-
gen. Zitat Ende.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eines möchte ich 
ganz klar sagen: Dass ich das hier vortrage, soll keinerlei 
Kritik an der Einrichtung sein. Ich trage es vor, da es die 
aktuelle Realität in unseren Kitas zeigt. Von daher ist es 
auch richtig, dass wir heute über dieses Thema sprechen.

Damit komme ich auch zum vorgelegten Antrag, der 
zwar einiges verzerrt oder sogar falsch darstellt, aber 
trotzdem grundsätzlich Sinnvolles benennt. In diesem 
Kontext muss ich sagen: Ich weiß zwar nicht, ob es die 
Intention des Antragstellers war, aber im Kern bestätigen 
Sie mit Ihrem Antrag, dass wir als Koalition auf dem 
richtigen Weg sind.

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Nein!)

– Ja. – Sie sagen nämlich, dass unser letztes Jahr ver-
abschiedetes KiTa-Qualitätsgesetz verlängert werden soll

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Richtig!)

und sogar die Grundlage für verbindliche bundesweite 
Standards in der Zukunft bilden soll.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [DIE 
LINKE])
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Mehr als das haben wir aber vor. Die Ministerin hat ges-
tern auf meine Nachfrage hin bestätigt, dass es Anfang 
2024 einen Gesetzentwurf für ein KiTa-Qualitätsentwick-
lungsgesetz geben wird. Das heißt, wir brauchen diese 
Verzögerungen nicht.

Der einzige Punkt, den Sie wirklich vorbringen, ist der, 
dass Sie deutlich mehr Geld fordern, und zwar bis zu 
8 Milliarden Euro pro Jahr. Und ja, das ist natürlich 
wünschenswert; aber Sie sagen nicht – nicht mal im An-
satz –, woher das Geld eigentlich kommen soll.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [DIE 
LINKE])

Das lassen Sie völlig offen.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Fra-
gen Sie doch einmal den Lindner!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns wei-
terhin für ein starkes Engagement des Bundes im wichti-
gen Bereich der frühkindlichen Bildung eintreten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber lassen Sie uns auch die Länder, die im Kern zustän-
dig sind, in die Pflicht nehmen, konkret mehr Mittel zur 
Verfügung zu stellen, um die Rahmenbedingungen zu 
verbessern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der LINKEN)

Dazu sagen Sie in Ihrem Antrag nämlich leider gar nichts.
(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [DIE 

LINKE])
Im Gegenteil: Sie wollen es den Ländern laut Ihrem An-
trag sogar ermöglichen, Gelder aus dem Bereich Kitas in 
andere Bereiche umzuschichten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Seestern-Pauly. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Jasmina Hostert, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Linksfrak-
tion beschert uns hier einen Antrag, in dem sie attestiert, 
das Kitasystem stecke in einer multiplen Krise, und die 
Bundesregierung weise jede Verantwortung von sich. 
Das ist die Kernaussage Ihres Antrags, und – ich kann 
es nicht anders sagen – das ist echt eine Frechheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie ignorieren erstens in Ihrem Antrag, dass die frühkind-
liche Bildung die Kernaufgabe und die Kernverantwor-
tung der Länder ist.

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Das habe ich 
gerade gesagt!)

Sie ignorieren zweitens auch all die umfangreichen Maß-
nahmen und Gesetze, die wir bereits auf den Weg ge-
bracht haben.

Meine Fraktion, die SPD-Fraktion, hat sich schon im-
mer für die frühkindliche Bildung ganz starkgemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE]: Merken wir nur 
nichts von!)

Ohne die SPD gäbe es zum Beispiel keinen Rechts-
anspruch auf frühkindliche Bildung, kein Gute-KiTa-Ge-
setz, kein KiTa-Qualitätsgesetz und auch keine Sprach- 
Kitas, die der Bund elf Jahre lang finanziert hat. Sie 
sehen: Wir übernehmen die Verantwortung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Einen weiteren Erfolg möchte ich erwähnen, nämlich 
das Modell der praxisintegrierten Ausbildung. Wir haben 
damit die Qualität der Ausbildung gesteigert, und wir 
haben auch erreicht, dass viel mehr Menschen den Beruf 
der Erzieherin oder des Erziehers ergreifen.

Was haben Sie eigentlich erreicht? Wo haben Sie Ver-
antwortung übernommen? Das Einzige, was ich erkenne: 
Sie verbreiten ein falsches Bild über die Kitas. Wenn man 
Ihren Antrag liest, bekommt man das Gefühl, in der früh-
kindlichen Bildung würde nur Chaos herrschen. Das 
stimmt so nicht. Als Mutter eines zweijährigen Sohnes, 
der schon seit seinem ersten Lebensjahr in die Kita geht, 
kann ich selber bestätigen: Er ist dort sehr gut aufgeho-
ben. – Viele Millionen von Eltern können bestätigen, dass 
unsere Kinder in den Kitas und bei unseren Erzieherinnen 
und Erziehern gut aufgehoben sind. Also bringen Sie 
nicht so viel Dramatik hier rein.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch nie zuvor gab 
es so viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kin-
dertageseinrichtungen. Noch nie zuvor wurden so viele 
junge Fachkräfte ausgebildet. Rund 900 000 Beschäftigte 
arbeiten in unseren Kitas. Die Zahl erreicht damit erneut 
einen Höchststand. In den letzten zehn Jahren wurden 
über 310 000 neue Stellen in den Kindertageseinrichtun-
gen geschaffen, und es besteht weiterhin eine anhaltend 
hohe Nachfrage in diesem Berufsfeld. Das Wachstum des 
Personals in der frühkindlichen Bildung ist beeindru-
ckend. Das sind positive Entwicklungen, und ich finde, 
die müssen wir auch mal erwähnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Matthias Seestern-Pauly [FDP])

Aber ja: Auch uns ist klar, dass wir noch mehr Fach-
kräfte brauchen und dass die Herausforderungen immens 
sind; das streitet ja keiner ab. Wir sagen auch nicht: Wir 
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